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Rückwärts ach Europa?
Dıiıe aKtTuelle Kontroverse dıie deutsche Rüstungsexportpolitik

Zugunsten einer gemeinsamen europäischen Rüstungsexportpolitik aufem Restrik-
HLONSNLVEAU ollten einiIge€ hesonders hohe deutsche Exportbarrieren abgebaut werden.
SO forderte nde etzten Jahres eın Memorandum AUS der Unionsfraktion Im Bundes-
A, Mit den Konsequenzen einer Europäisierung der KRüstungsexportpolitik befaßt sıch
ım Jolgenden Beıtrag aus Ebeling Vo. amburger Institut für I heologie und Frie-
den Seine ese FEine thisch akzeptable Rüstungsexportpolitik muß In eine umfassen-
de friedenspolitische Rechtfertigungsperspektive eingebettet SEIN; partikulare Interes-
senstandpunkte reichen nıcht UMÜÄ:  n

Seıt ein1ger Zeıt ist das eıdige ema „Rüstungsexport“ unterstellte Bereıtschaft erscheınt, dıe Geltung deklarıerter
wıeder besonders schlagzeılenträchtig. Das 1e9 aber nıcht, moralıscher Grundsätze der Rüstungsexportpolitik 1mM KrI1-
W1e bıslang oft, einem gerade aufgedeckten Export- senfalle, welchen Vorwänden auch immer, SUSPCN-
kandal und dem dazugehörenden Schauspiel: mıt nıchts, e1- dieren und den Imperatıven „normaler“ natıonaler nteres-
nıges oder es (besser-)wissenden Akteuren: mıt Handeln- senwahrung unterzuordnen.
den, dıe kaum reden, und mıt Gesprächigen, dıe natürlıch Miıt dem SEWL problematischen Vorstoß der CDU-Abge-
immer ZUWeNn1g iun Im Miıttelpunkt der öffentlıchen Auf- ordneten machen solche Redu  10Nen CS siıch TE1NC eINn-
merksamkeıt stehen 1esmal vielmehr die Z Teıl dramatı- fach SIıe Tfıehen das mühsame escha dıfferenzierender
schen Entwicklungen In der deutschen Rüstungswirtschaft Krıtık, mıt ihm das verunsiıchernde BewußtseLin unvermeid-
und die seı1ıt Inkrafttreten des Binnenmarktes höchst dringlı- Dar rıskanter Mehrzıelentscheidungen und Güterabwägun-
chen emühungen eine Harmonisierung der rustun@sre- SCH und diıenen eher dem Interesse der Stabilisierung
levanten Exportkontrollen INn der Europäischen Union. polıtıscher Identıtäten als der Klärung einer komplexen Pro-
Den zündenden Funken für dıe el Phase“‘ der aktuellen emlage.
Debatte heferte eın 1mM November etzten Jahres veröffent-
iıchtes Memorandum der Arbeıtsgruppe Außenpolıtik der

Dıie Sıtuation der Küstungswirtschaft iınCD U-Bundestagsfraktion. Die Autoren, ihnen der
außenpolıtische precher der Fraktıon, arl Lamers, plädıe- eutschlan:
ICH darın für eine gemeinsame europäıische KRüstungsexport-
polıtık auft em KRestriktionsnıveau, halten CS aber gerade
auch dieses Zieles wiıllen für unumgänglıch, zunächst eIN- Auf der Liste der Fxporteure konventioneller TOßwaffen-

systeme, dıie das StOcC  Oolmer Frıedensforschungsinstitutmal ein1ge der ihrer Eınschätzung nach besonders en
deutschen Exportbarrieren abzubauen. Starres Festhalten SIPRI) Jährlıc veröffentlıcht, erscheınt (West-)Deutsch-

and mıt einem Anteıl VO 54 Prozent errechneten Um-heute nıcht konsensfähigen Kontrollen gefährde mıt der KO-
operationsfähigkeit der einheimıschen Rüstungswirtschaft satzvolumen für den Zeıtraum VO — 1 vierter

Stelle; hınter den USA (36,4 Prozent), der UdSSR DbZwderen Überlebenschancen und vermındere damıt zugleı1c. Rußland (29,9 Prozent) und Frankreıich (6,2 Prozent), Nnappden Eıinfluß Deutschlands auft dıe anzustrebende gemeı1n-
SAl Rüstungs-, Siıcherheits- und Außenpolıtik der Europäl- VOI ına ©1 Prozent) und Großbritannien S Prozent).

1991 rückte CS auf den drıtten atz der Rangfolge VOIschen Union.
Daß dıe in diesem Memorandum zusammengefaßten ber- und behauptete ıhn mıt einem Wertanteıiıl VOIN 10,5 Prozent

1mM folgenden Jahrlegungen in der polıtıschen Öffentlichkeit auc. innerhalb
der Regilerungsparteien) kontroverse Reaktiıonen hervorrIie- Dennoch Sınd dıe Klagen AUuSs der Rüstungswirtschaft über
LEn wiıird INan schwerlıich ungewöhnlıch iinden können. IrrTI1- strenge natıonale Exportrestriktionen und eiıne dadurch VCI-
t1eren sollte jedoch dıe ın vielen Stellungnahmen sıch ursachte Benachteıiliıgung deutscher Unternehmen nıcht VOCI-
durchsetzende Ne1gung, dıe vorgeschlagene Restriktionser- stummt Im Gegenteıl: DiIie Befürchtung, daß eıgentlich sehr
mäßıigung dus dem Erwägungskontext herauszulösen und leistungsfähıige deutsche Unternehmen nfolge diıeser Be-
ZU polarısıerenden Gegenstand zustiımmender Oder ableh- schränkungen und anderer polıtısch bedingter We  eWwerTrDS-
nender Bekenntnisse machen. SO wIird dann In den ugen VEIZCITUNGCNH den Opfern des internatiıonalen Konzentra-
der einen ZU ange erhofften Sıgnal für dıe Abkehr VO e1- t10NS- und chrumpfungsprozesses (niıcht nur) der westlichen
1919 gesinnungsethischen R1gor1smus In der KRüstungseX- Rüstungsindustrie ehören könnten, wIrd zunehmend lauter
portpolitik, ZU vorbereıtenden chrıtt hın einer emanzı- geäußert. olfgang Piller, der Präsiıdent des Bundesverban-
plert-realpolitischen Handhabung des Rüstungsexports, WasSs des der Deutschen Luftfahrt-, Raumfahrt- und Ausrüstungs-
den anderen als eleg für dıe schon immer den Reglerenden industrie (BDLI) nıcht gerade zurückhaltend, der

4/1 994



I HEMEN UND MEINUNGEN

Wehrtechnı1 TO „eIn unkontrolherter Blındflug“, weiıl auf 180 000 Ende 1993 zurück. Setzt sıch der gegenwärtige
dıe Polıtıik dıe nötıgen (außen-, verteıdigungs- und technolo- Tren. fort, muß dıe Industrie bıs 1995 mıt einem weıteren
giepolitischen) Entscheidungen verschleppe. Und der Bun- Verlust VOIN 4() 000 DIS 6() 000 Arbeıtsplätzen rechnen. Dem
desverband der Deutschen Industrie mahnt ADer entspräche, daß dann 1995 noch insgesamt etiwa 20 Prozent,
rohende breıte Ausstieg der deutschen Industrıe AUsS$s der ın manchen Bereichen e1in noch geringerer Prozentsatz der
Wehrtechnık muß verhındert werden.“ Fertigungskapazıtäten VON 1990 verfügbar ware

Mancher May gene1gt se1N, solche Aussagen mıt IC auf Da auch dıe anderen europäıischen Rüstungsindustrien miıt
die SIPRI-Statıstik für maßlose Übertreibungen interessler- einer 1mM (Grunde äahnlıchen Entwicklung konfrontiert SIınd,
ter Lobbyısten halten och Sanz ınfach 1eg die Sa- kann 6S vernünftıg erscheıinen, WENN dıe VO Nıedergang dı1-
che nıcht Denn dıe dort vorgelegten Umsatzwerte finden rekt Betroffenen AUSs Furcht VOI den allerorten rohenden
keine Entsprechung INn den Auftragsbüchern der deutschen „unterkrıitischen“, Rentabıilıtätsgrenzen unterschreıten-
Rüstungsindustrıe. Auf dem se1ıt 1987 weltweiıt kleiner WCI- den Produktionsgrößen verstärkt auf dıie europäıische Karte
denden Rüstungsmarkt hat S1e In absoluten Werten ihr X- seizen auf dıie Beteıllıgung einer hochgradıg integrierten,
portnıveau ZW al In eiwa halten können. Der ec mıt arbeıtsteıilıg organısierten Rüstungswirtschaflt der Europäl-

schen Union, dıe sıch nıcht e „überzogene” Xportbe-krıtischer Aufmerksamkeıt registriıerte Exportboom aber ist
größtenteıls auf dıe Weıtergabe gebrauchten Rüstungsgeräts schränkungen ihre Zukunftschancen auf dem eltrü-
der ehemalıgen DDR-Armee und der Bundeswehr stungsmarkt (man blickt VOI em nach Ostasıen) bringen
A - und skandınavısche Staaten zurückführen. Joachim äßt Zweıfel diıeser Vernunft sınd jedoch angebracht.

VO der Ebenhausener tıftung Wiıssenschaft und Po-
aal kommt 1m Rahmen eiıner vergleichenden Auswertung
der SIPRI-Statistiken und des 1993 erstmals zustande DC- Inzwischen ist dıe Europäische Gemeıninschaft

zuständıgbrachten Waffentransferregıisters der UN  S dem ohl VIe-
le überraschenden rgebnıs, daß be1l den 1mM UNOÖO-Regıster
berücksichtigten Waffenkategorıen 19972 der Anteıl der uch WCI sich nıcht In der Lage siéht, der oft bemühtendeutschen Industrieexporte der Gesamtzahl der regl-
strıerten Systeme dıe 1-Prozent-Marke lediglıch be1l Formel VO weltweıt strengsten Kontrollregime für Rü-

stungseXporte uneingeschränkt zuzustiımmen, wırd dennoch
den gepanzerten Kampffahrzeugen (1,1 Prozent) und be1l kaum bestreıten können, daß dıe ıIn der BundesrepublıKriegsschiffen © Prozent) überschreıtet. (Den höchsten In- heute geltenden e  iıchen Bestimmungen und polıtıschendustrieanteil VO 24 Prozent welst das Transferregıister aller- Festlegungen (das Kriıegswaffenkontrollgesetz als Aus-
Ings für dıe Exportkategorıie Raketen Raketenwertfer AU!:  N

e1 handelt Cr sıch 98,6 Prozent deutsche 1LJeferun- Lührungsgesetz bs.2 das Außenwirtschafts-
gesetz Ssamıt Außenwirtschaftsverordnung SOWIEe dıe noch AdUus

SCH 1mM Rahmen eines internationalen Kooperationsvorha-
bens, dıe W1e auch eshalb nıcht mitzählt.) sozlallıberaler eıt stammenden „Politische[n| (Grundsätze

der Bundesregierung für den Export VOIN Kriegswaffen und
Nun dürfen diese Angaben TEe1NNC nıcht VETBCSSCH machen, sonstigen Rüstungsgütern‘) eıne durchaus restriktive eneh-
daß CS für eine friedenspolıtische Beurteijulung VO üstungs- MLZUNGS- Un Kontrollpraxis legıtımıeren. Insbesondere dıe

entscheıdend Ist, erfahren, wıevıel muilitärische Verbesserungen, dıe 1989 und 1991 nach den Skandalen
Schlagkraft ın welche Länder transferıiert worden ist DiIie SCH der Beteıilıgung deutscher Fırmen au einer
rage, WCI welche realen Umsätze damıt erzıielen konnte, ist Chemiewaffenfabrık 1mM lıbyschen und üstungs-
demgegenüber SEWL zweıtrangıg (und insofern auch dıe VO  ’ und Atomkomplex 1mM Irak beschlossen wurden, rechtferti-

krıtisıerte PRI-Praxıs nıcht ohne Sınn, be1l der Be- SCH diese Eınschätzung. Mıiıt ıhnen wurden ein1ıge gefährlıche
Kontrolldefizıte 1M Bereıich des sens1iblen Technologıie- undrechnung VON Umsatzvolumen sıch nıcht ınfach den real

erzielten msatzen orlentlieren, sondern auch für dıe Wissenstransfers beseıtigt. Zugegebenermaßen sehr spat
VO  = der Bundesreglierung kostenlos oder exirem günst1- Denn während INan eines seıt Miıtte der sıebziger Jah-
SCNH Kondıiıtionen abgegebenen 5Systeme eın hypothetisches beobachtbaren Liberalisıerungstrends In der Genehmi-
Umsatzvolumen VOIN 4() Prozent des potentiellen Neuwerts gUngSpraXxIıs und einer sıch Ööffnenden Schere zwıschen An-

veranschlagen). S1e übergehen 1e allerdings der Ver- spruch und Realıtät beım Krıegswalfenexport doch relatıv
mMutung OTrSCAHU leiısten, der ückgang der Bundeswehrbe- zurückhaltend aglerte, zumındest 1m Vergleıch den ande-

ICH großen westeuropälschen Rüstungsproduzenten, kannstellungen habe Urc erfolgreiche kxportanstrengungen
kompensiert werden können. das für den Dual-use-Gütersektor nıcht behauptet WCI-

Tatsächlic erhält 6S sıch nıcht }  , dıe Lage der deutschen den
Rüstungsindustrie hat sıch nfolge des VO 1990 bIs 1994 real 1C VON ungefähr kam 6S deshalb 1m Rahmen des KOn-

eiwa dıe Hälfte geschrumpften Budgets der Bundeswehr trollregımes, das den Export strategisch wichtiger uter iın
für Beschaffung, Forschung und Entwicklung WITKIIC dra- den früheren OC verhındern sollte CoCom), verschıe-
matısch verändert. Dıiıe Zahl der vorwiegend 1m Bereıich enttilıc Reıbungen zwıschen der exportorientierten

ropäıischen Wiırtschaftsmacht und der westlichen uper-Wehrtechnik Beschäftigten g1ng seıt 1990 VO eiwa 280 000
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macht mıt ihrer stärker sıcherheıtspolıtisch motivierten TI1O- ECWI1 manche Unternehmen, dıe In em aße darauf
rıtätensetzung. rst der Lıbyen- und Irak-Schock erzeugten achten mUussen, daß dıe mangelnde soz1ale Akzeptanz be-
den nötıgen TU auf dıe gerade 1mM Werkzeugmaschinen- stimmter Aktıvıtäten nıcht andere Geschäftsbereiche schä-
und Anlagenbau besonders exponıerte Bundesrepublık, den dıgt, werden deshalb nıcht es (un, W as Ausnutzung
Strukturwandel ın der KRüstungsbeschaffung vieler Länder des Kontrollgefälles rechtlıch möglıch ware Genügt das ZUT1
VO bloßen Waffenkauf hın ZU auf VO Know-how, Beruhigung ? Wohl kaum. der anders gewendet: Der Streıt
Dienstleistungen und VO Industrieanlagen, dıe eıne eigene irıedenspolıitisch wenıger bedenklıiche europäische Rege-
Waffenproduktion ermöglıchen, nıcht länger verdrängen. lungen für Dual-use-Exporte wırd nach der bevorstehenden
Und ndlıch dıe Konsequenzen daraus zıehen, da ual- ersten inıgung weıtergehen MUSSEN, und ZW al auch 1mM
use-Exporte nıcht wenıger als der XpO VO alfen und e1- langfrıstigen Interesse derer, dıe jetzt vehement Export-
SCHS für miılıtärische /wecke konstrulerter (jüter frıedens- erleichterungen ordern
bedrohend wırken können.
Seı1ıt über einem Jahr schon dieser zunehmend wichtige Kooperationsinteresse geht VOTI(jüter- und Technologiebereic de ure In dıe Z/uständıigkeıt
der Europäischen Gememinschaft. Die Verhandlungen über Exportrestriktionen
dıe Harmonisierung des Kontrollrechts für Dual-use-Expor-

konnten allerdiıngs noch nıcht abgeschlossen werden. EK1- Im Maastrıchter Vertrag en sıch dıe Mıtglıedsstaaten dernıgkeıt besteht inzwıschen jedoch OTITenDar über eiınen K ata-
[o2 Vo.  \ Genehmigungskriterien, In oroßem Umfang auch Europäischen Unıion auft eine (GemelnsaAame uben- und S1-

cherheıtspolitik (GASP) verpflichtet, In deren Kontext auchüber dıe Liste der kontrollilerenden Waren. Ebenso dar- dıe Rüstungsexportkontrolle ın den Rang eliner geme1nsa-über, daß auf dieser gemeınsamen Grundlage dıe Genehmıi-
SUNgCNH weıterhın VON den einzelnen Miıtglıedsstaaten erteılt INEN Aktıon rhoben werden kann. Auf eıne Beseıltigung des

Anl 28 des römiıschen EG-Vertragswerks VO 1957 konntewerden sollen Als nıcht konsensfähıg erwlies sıch ingegen
eine allgemeıne oblıgatorische Auffangnorm, E: WIEe das INan sıch gleichwohl nıcht verständıgen. Es steht emnach

jedem Miıtgliedsstaat weıterhın Irel, dıe aßnahmen C1-deutsche Außenwirtschaftsrecht, auch dıe Ausfuhr nıcht BG
1steter Waren ohne Ausfuhrgenehmigungspflicht betrıfft, greifen, „dıe seINESs Erachtens für dıe Wahrung seiıner

sentlichen Interessen erforderlich SInd, SOWeIıt S1e dıe Erzeu-WEn das nachfragende Land als „Fkrıtisch“ eingestuft wıird
SUuNng VO alfen, Munıiıtion und Krıegsmaterı1al oder denund dem Ausführer eiıne mılıtärische Verwendungsabsıcht Hande!l damıt betreiffenbekannt ist Lediglıch Tfür solche Lieferungen, dıe be1l der

Herstellung VOoNn Massenvernichtungswaffen und weıtre1l- Dies indızıert eine SEWISSE politische Unentschiedenheit, dıie
henden Raketen verwendet werden können, wıird CS wohl allerdings nıcht auf Desıinteresse, sondern auf konkurrieren-
eıne oblıgatorische catch-all-clause geben Umsstrıtten ist In de Handlungsorientierungen verwelst: Eınerseıts bestimmt
diesem /usammenhang zudem noch, ob diese Genehm1i- dıe tradıtıionelle Zuordnung VOIN natıonaler Souveränıität und
gungspflicht 1mM Nierschle: ZUT deutschen egelung auch natıonaler Rüstungs- DZW Rüstungsexportpolıtik zumındest
1UT VO entsprechenden amtlıchen Miıtteiılungen ausgelöst In manchen Staaten der Gemeıinschaft, zumal In (GroßDrI-
werden soll tannıen und Frankreıch, immer noch stark das aqaußen- und
ehr noch als der Entscheidung diıeser rage 1mM Sınne sıcherheıtspolıitische Denken und Handeln Andererseıts
der Unternehmerverantwortung muß dem VO firüheren Ex- erzeugt der VOTI allem ökonomisch und technologısch beding-
portskandalen Belehrten aber eigentlich daran gelegen SeIN: und In em aße industriebestimmte Vernetzungs-
daß, 1mM Deutschlands, dıe allgemeınere Auffangnorm prozeß In der westeuropäılschen Rüstungswirtschaft auch
SOWIE dıe In Brüssel ausgeklammerten Kontrollen für dıe polıtısche Koordinierungszwänge und stärkt das polıtısche
Dienstleistungen und den nıcht dokumentierten sensiıitiven Interesse Projekt einer gemeınsamen europälschen
Wissenstransfer als zusätzliıche natıonale Sonderbestimmun- Rüstungspolıtik, für dıe Rüstungskooperatiıonen nıcht mehr
SCH nıcht 11UT ormell erhalten, sondern auch eTiTie  1V prımär doch 1mM Dienste natıonaler Technologie- und
wendbar bleiben Industriepolıitik stehen und nıcht mehr VOT em darauf aD-
ber WIEe sollte das den Bedingungen des Bınnen- zıelen, natıonale rüstungstechnologische Kompetenzen
marktes erreichbar seın? Umstriıttene Dual-use-Exporte erhalten (was In der bısherigen Geschichte europälischer
könnten über „genehmı1gungsfreundlıche“ Länder der Ge- Rüstungskooperationen und ihres äufigen Scheılterns dıe
meıinschaft abgewickelt werden. der WEINN CS, für eıne DC- ege war).
WISSe Übergangszeit, VO Produktionsort oder Firmensıtz In diesem durchaus schıillernden Kontext ist 1Un auch dıe
abhängen ollte, dıe Genehmigung beantragt werden Dıskussion über kooperationsfeindlıche deutsche Rüstungs-
muß Könnte dann dıe umstrittene Ware nıcht zunächst e1l- exportbestiımmungen sehen. Konkret geht 6c58S €e1
N6 Partner In einem anderen Land der übereignet oder dıe rage der Gleichstellung VO Koproduktionen auf der
mıt einem olchen Partner für dıe umstrıttenen Aktıiıvıtäten Basıs VO Regierungsvereinbarungen mıt prıvaten interna-

günstigsten Ort ein Gememinschaftsunternehmen gegrün- tionalen Koproduktionen. Für dıe erstgenannten gılt se1ıt
det werden usw.°? langem, daß Exporte deutscher Zulhleferungen den AUS-
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ländıschen Endfertiger pauscha genehmıigt werden. Dem 1mM wehrtechniıischer ompetenz SEC1 für dıe Sicherung des Indu-
striestandortes Deutschland una  ıngbar, ebt VO derwesentlıchen bündnıspolıtischen Kooperationsinteresse wırd

grundsätzlıch Vorrang VOT deutschen Exportrestriktionen längst en  en orstellung VO Fortschrıittsmotor Rü-
eingeräumt. Es o1bt WAar einen Konsultatiıonsanspruch, aber (Sog Spin-off-Argument). In Wiırkliıchkei profitiert
keın Vetorecht. Miıt dem möglıchen rgebnıs, daß der AUS- dıe Miılıtärtechnıik immer mehr VO Sschnelleren Innova-
ländısche Rüstungspartner das Endprodukt dann In Länder t1ıonstempo der Zz1vıl ausgerichteten Forschung und Entwick-
exportiert, ın dıe nach den deutschen Rıc  inıen nıcht DC- lung Deshalb kommt es dort, bısher Miılıtäraufträge für
1Jefert werden b Im Gegensatz dazu werden Zuliefe- dıe Erhaltung ziıvil-milıtärischer ompetenzen wiıichtig

ICH, darauf d  , deren Wezgfall MNO Förderung ziıviler er-IUNSCH prıvaten Koproduktionen gegenwärtig 1mM
olcher Exportabsichten nıcht genehmıgt. natıven kompensıeren. Driıttens: DiIie Stärke der Rü-
Der Preıs für eiıne Übertragung der Exportverantwortung stungswirtschaft eiINes Staates entscheıdet, natürlıch, mıt
den Endfertiger ın einem Partnerlan mıt „Löberaler“ Ex- über dessen auben- und siıcherheıtspolıtischen Eıinfluß und
portpolitı lautet immer: mehr alfen für Regime, dıe dıe seıne polıtıschen Gestaltungsmöglichkeıiten. och sollte
eigene Bevölkerung unterdrücken und hre aC  arn edTO- INan diesen Hınwels nıcht sehr strapazıeren, als stehe
hen Von jedem, der iıhn akzeptiert, obwohl ST seinem e1ge- oder dıe polıtısche Bedeutung der ökonomisch dom1-

nanten Bundesrepublık mıt Erhalt oder Verlust eiıner bre1-NCN Nnspruc nach eiıne restriktive Exportpolıitik für polı-
tiısch und wohl auch moralısch eboten hält, sollte Ial des- ten natıonalen rüstungsindustriellen Basıs.
halb eine starke Begründung erwarten dürfen Ob dıe
den edanken der Kooperatıionsfähigkeıit zentrierten ATgZU- Weltweiıte Impliıkationen der

S1e bıeten, kann ıIn jedem stark bezweifelt WCI-

den Dennoch ist c angesichts der aktuellen Dıskussion Rüstungsexportpolitik der U-Staaten
wohl nıcht überflüssıg, dıe rechtfertigungsrelevante e-
K zwıschen Industrie- und Regierungskooperationen be- EKın chrıtt zurück ist manchmal nötıg, (zusammen mıt
sonders hervorzuheben. anderen) auf einen weıterführenden Weg vgelangen. Das
Wenn estimmte Koproduktionen und Kooperatıionen 1mM ist unbestreıtbar. Ebenso jedoch dıe Gefahr, da dıeser (Ge-
Regierungsbereıich Tür dıe gemeınsame Sıcherheitsvorsorge an ZUT legıtiımatorıschen Leerformel verkommt. SI1e muß
einer Staatengemeinschaft wichtıig erscheınen, daß INan auch be1l der Erwägung VO  — europäischen Kompromıissen, SE 1
ihretwegen (bıs einem geWIsSsenN Tra| Z/ugeständnısse SC CS In ezug auf dıe Exporte VO  a Dual-use-Gütern und ual-
enüber einem Partner In der Exportirage für egıtım hält, use- F’echnologıen, se1 In ezug auf dıe Exporte VO Krliegs-
ırd INan auch dıe Bereıitschaft unterstellen er ordern wafiften und anderen Rüstungsgütern 1m ENSCICH Sınne, sSTan-
dürfen, S1e auf der Grundlage VON Regierungsvereinbarun- dıg 1m IC gehalten werden. Wo „Erwägung” mehr se1ın soll
SCH realısıeren. IDER implızıert: dıe Gleichstellungsforde- als Interessenvertretung, muß S1e ihre Präferenzord-
Iung ist NUTr dann nıcht überflüssı1g, WE S1e auf Exportzuge- HUNS offenlegen und sıch für rationale Kontrolle und Krıitik
ständnisse für gerade nıcht gemeinschaftsnotwendıge KO- öffnen Es genugt nıcht, außen- und siıcherheıtspolitische,
produ  10NS- und Kooperationsprojekte bzıelt S1ie kann technologiepolıtische, beschäftigungspolıtische und moralı-
sıch deshalb, WECNN überhaupt, allenfalls sehr eingeschränkt sche Argumente vordergründıg scheinbar gleichgültig neben-
auf dıe Zustimmung heischende Verbindung VO rüstungs1ın- einanderzustellen und dann eıne „Summe “ zıehen, be1 der
dustrieller Kooperationsfähigkeıit und Gemei1inschaftsfähig- INan bloß kann, W1Ie S1e zustande kam
keıt tutzen Miıt ratiıonaler Dıskussion hat Ss auch eher wen1g t(un,
So ırd ın d1esem Zusammenhang immer wıeder behauptet, W INa  = eın ema immer wıeder ın dıe Debatte einführt,

der deutschen Exportbestimmungen würden auslän- und ZW al nıcht 6S en als außerordentlıc trıftıges, VOI-

diısche Unternehmen immer mehr dazu gebracht, genere (!) rang1ges Argumen vorzustellen, sondern weiıl INan 6S für be-
Kooperationen mıt nıchtdeutschen artnern bevorzugen. sonders wirkungsvoll hält 1m Sınne un ausgesprochener
Dadurch gerleten dıe deutschen Unternehmen zunehmend Präferenzen Eın eiıspie aliur bietet der Versuch, das
ıIn Isolatıon und stünden schlıe  16 VOT der Alternatıve Arbeıtsplatzargument für eine Lockerung VO RüstungsexX-
(sıehe Lamers-Papier), den Bereıich Wehrtechnık ufzuge- portkontrollen instrumentalıisıeren. Es entsteht dann oft
ben oder 1Ns Ausland verlagern. „unbehauptet“ der INdTrUuC. adurch lheßen sıch den
Dazu dre1ı knappe skeptische Anmerkungen. Eirstens Für e1- derzeıt gegebenen Bedingungen bedeutende Beschäfti-

Forclerung VO  — Kooperationen ohne deutsche Beteilı- gungseffekte erzielen und Ial könne über Arbeıitsplätze ın
Sung o1Dt 6S möglıcherweise andere und wichtigere (Gründe diesem Zusammenhang reden, ohne sıch dieser rage
als dıe Rüstungsexportpolitik. SO deuten manche Fachleute tellen 1bt irgendeıne thısch akzeptable Wert- und KrI1-
dıe Anzeıichen für verstärkte emühungen brıtisch-fran- terıenordnung, dıe 6S rechtfertigen könnte, dıe Verantwor-
zösısche Kooperatiıonen auch als Versuch dieser Länder, e1- Lung für konversionspolıtische VersäumnıIsse, für späte

Dominanz der deutschen zivil-milıtärischen Hochtechno- und unzureichende Reaktionen auf dıe Folgen der Drü-
ın dıe Driıtte Welt „entsorgen‘“”logieindustrie verhindern und eren Übergewicht Uu-

balancieren. 7 weıtens: DIe Behauptung, die Erhaltung DIiese rage ze1gt d daß eine thısch akzeptable üstungs-
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exportpolıtı sıch nıcht VON einem partıkularen nteres- Auf absehbare Zeıt jedoch wIrd dıe Durchsetzung eiıner
senstandpunkt her begründen läßt, der dann auch (!) moralı- restriktiven natıonalen Rüstungsexportpolitik den alltäg-
sche Argumente Jeimmbezieht;. 1elImenNnr muß S1e mıt ezug lıchen iıchten der irıedenspolıtisch engaglerten Offentlich-
auf eiıne globale friedenspolitische Rechtfertigungsperspektive keıt zählen Ihr Hauptaugenmerk müßte S1e VOI em dar-
den Versuch unternehmen, möglıchst solche gerechten gl0- auf rıchten, daß alfen und sonstige Rüstungsgüter nıcht ın
alen und regionalen Rüstungsexportkontrollregimes e{a- Staaten exportiert werden, dıe internatıonale Abmachungen
blıeren, deren Jelile und Funktionen VO Anbıiıetern und mıßachten, dıe ach Massenvernıichtungswaffen streben, dıe
Nachfragern VO Küstungsgütern gemeınsam WCI- für grobe Menschenrechtsverletzungen verantwortlich SInd,
den können, also möglıchst nıcht bloß den Charakter VO die ihrer Bevölkerung dıe usübung elementarer polıtıscher
Anbieterkartellen en und prımär dıe Sıcherheitsinteres- Rechte verwehren oder übermäßıig viel In dıe Rüstung Inve-
SCI1 (und Kontrollphantasıen! der Industrieländer wıder- stieren.
spiegeln. Als integraler Bestandte1 einer umfassend ANSC- SIıe müßten ebenso dort der Erzeugung polıtısch-ethi-
legten Polıtik der Kriegsursachenbeseıtigung und Friedens- scher Begründungszumutungen arbeıten, Rüstungs-
förderung könnten solche Regıme el helfen, nıcht 1Ur eXpoOrte Spannungen In eiıner Regıion rhöhen und miılıtärı-
den Export VO Rüstungsgütern, sondern auch dıe Nachfra- sche Auseinandersetzungen wahrscheımlicher machen WUT-
SE nach Rüstungsgütern mMınımıeren. den Taus Ebeling

Irendrelıgı1on uddhısmus
(Gründe und Spielarten einer Faszınation

Unter den nichtchristlichen KReligionen LST Im westlichen Europa der SLam zahlenmähßig
stärksten prasent, die gröfßte Faszination geht aber zweifellos Vo. uddhismus AUS.

IC erst seıt heute, aber gerade heute 1st der uddhismus für tliche Europäer als reli-
ZLÖSE Alternative attraktıv. Reinhart Hummel, Leiter der Evangelischen Pentralstelle für
Weltanschauungsfragen In Stuttgart, geht den (Gründen für die Anziehungskraft
des uddhismus ım Westen nach.

Es ist eın weıter Weg VO modischer Buddhısmusbegeıiste- Buddha nıcht ohne einen festen Entschluß und ohne urch-
rTung ZU ernsthaften Buddhiıistwerden Urc dıe dreıfache haltevermögen beschrıtten werden kann, nıcht ohne das, W d>

Zufluchtnahme ZU Buddha, seiner Tre und se1iner Ge- 1mM chrıistliıchen Sprachbrauch eıne Bekehrung en Und dıe
meınde. (Im tiıbetischen uddhısmus kann noch eiıne vierte rage, W1e eın kulturell integrierter, westlıcher „Eurobud-

dhiısmus“‘‘ aussehen könnte, ist DIS heute nıcht definıtıv be-Zufluchtnahme 7U Lama, ZUT Bındung einen Meıster,
hinzukommen.) Natürlıiıch rag dıe gegenwärtige Popularıtä antwortiet Der Fılm „Little Bud: des ıtahenıschen Re-
dieser elıgıon, dıe jetzt VO Z7WEe] ekannten ach- oISSCUFS Bertolucc1 hat auch keıiıne einhellıge Begeıisterung
rıchtenmagazınen thematiısıert worden ist, auch ihrem ausgelöst. Die filmısche Aufbereıtung des uddhısmus für
zahlenmäßıigen Wachstum be1 Es muß aber säuberlıich den westliıchen onNnsum ist eın fragwürdıges Unternehmen

mıt vielen Fallstrıckenterschıeden werden zwıschen elıner Beschreibung des real
existierenden auch In Mitteleuropa real exıstierenden
uddhısmus und jenen Zuschreibungen und Projektionen,
dıe wenıger über dıe elıgıon des Buddha als ber dıe Buddhısmusbegeıisterung in verschıedenen Stufen
Sehnsüchte und Aversionen des westlıchen Zeıtgenossen

on In den sechzıger Jahren hat Ernst enz ZWI1-
schen en-Buddhıismus und Zen-Snobısmus eiıne feine TeN- DIie Krıtiker umgekehrt ollten nıcht meınen, dıe buddahı-
nungslınıe SCZORCN. stische Präsenz In Deutschlan und anderswo In Europa mıt
Diıeser nNtierschıe sollte nach beıden Seıten, gegenüber eiıner Handbewegung als vergänglıche Modeerscheinmung ab-

tun können. Es hat schon immer ellen der uddhısmus-den Enthus1ıasten WIE den Krıtikern, durchgehalten werden.
Jene Enthusıasten, dıe 1mM Buddhısmus schon dıe „Relıgıon Faszınation 1mM Westen egeben. Sıe en als ihre Spur eiıne
der Zukunft“ sehen, sollten sıch auch und gerade VO aufsteigende Linie quantıtativen un qualitativen huddhı-
gaglerten Buddhıiısten elehren lassen, daß der Pfad des stischen Wachstums hınterlassen. uddhısmusmoden kom-
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